


In dieser Form führen die Auslegungsleitlinien somit vor allem zur Verunsicherung 
durch die Rechtsanwender und verfehlen ihr Ziel, bei der Auslegung der PSO-VO 
Auslegunghilfen bzw. Unterstützung anzubieten.  
Es dient nicht der Unterstützung eines gesunden und nachhaltiger Wettbewerb, 
wenn die EK von den Marktteilnehmern die Erfüllung neuer Anforderungen verlangt, 
die über die geltenden Vorschriften der PSO-VO hinausgehen (vgl. z.B. Leitlinien zu 
Artikel 2a weiter hinten); vielmehr verursacht diese die Verlangsamung aller 
diesbezüglichen Prozesse aufgrund der damit eintretenden Unsicherheiten.  
Dies erscheint kontraproduktiv, gerade im Hinblick auf den European Green Deal 
und die Einhaltung der vereinbarten Klimaziele, dem zugrundeliegenden, 
fordernden Zeitplan und die damit einhergehende Notwendigkeit des Erhalts und 
Ausbaus nachhaltiger Transportarten. 
 
Zu Punkt 2.2.3. Article 2 point (e) and Article 2a. Definition of the nature and 
extent of public service obligations and of the scope of public service contract 
 
a. General principles and definition of public service obligations: 
In diesem Abschnitt sind detaillierte Definitionen enthalten, wann eine PSO 
vorliegen kann. Diese sind unseres Erachtens zu einschränkend und könnten in der 
Praxis problematisch sein. Die Zulässigkeit der Beauftragungsmöglichkeiten gem. 
PSO-VO wird hierdurch reduziert. Eine „Abschwächung“ dieser Vorgaben - insoweit 
dies in Einklang mit der zitierten EuGH Judikatur möglich ist - wäre daher 
wünschenswert.  
Der Satz bzw. die diesbezügliche Fußnote 16 „The specification of a public service 
obligation may only be called into question by the Commission in the event of a 
manifest error.“ sind unseres Erachtens positiv zu bewerten, da die EK die 
Ausgestaltung einer PSO ausschließlich im Falle eines offensichtlichen Irrtums in 
Zweifel ziehen darf.  
Die Streichung des Satzes “Thus, within the framework laid down by Regulation 
(EC) No 1370/2007, Member States have wide discretion to define public service 
obligations in line with the needs of end users” und die Ergänzung der Fußnote 18 
sollten revidiert werden. Hierdurch wird der Anwendungsspielraum der 
Mitgliedstaaten erheblich eingeschränkt und PSO wären nur noch eingeschränkt 
zulässig. Die Einhaltung beihilfenrechtlicher Regelungen ergibt sich bereits aus 
allgemeinem Unionsrecht. 
 
Anmerkung zu  
“However, the Member State’s power to define a SGEI is not unlimited and may 
not be exercised arbitrarily for the sole purpose of allowing a particular sector to 
circumvent the application of the competition rules17.” 
und den Schlußfolgerungen der EK in Bezug auf das EuG-Urteil BUPA (Fn 17): 
 
Das BUPA Urteil betraf einen (in Irland staatlich zwangsweise verordneten) 
Risikoausgleichsmechanismus für private (im Wettbewerb stehende) 
Krankenversicherungsträger. Dieses Urteil fußt allerdings auf Art 106 Abs 2 AEUV 
ergangen, während die PSO-VO, die darin geregelten Möglichkeiten der 



Direktvergabe und auch die diesbezgl Kompensation auf Art 91 bzw Art 93 fußt, 
nicht aber auf 106/2. 
Auch zitiert die EK hier das EuG in BUPA falsch; die in Fußnote 17 zitierte 
Randnummer des Rteuils BUPA lautet wie folgt (mit Bezug auf C 41/83): 
„In effect, that judgment [C-41/83] shows that the Member State’s power to take 
action under Article 86(2) EC and, accordingly, its power to define SGEIs is not 
unlimited and cannot be exercised arbitrarily for the sole purpose of removing a 
particular sector, such as telecommunications, from the application of the 
competition rules. “ 
Durch die Definition von DAWI im Verkehrssektor/Eisenbahnbereich wird dieser 
Sektor keineswegs der Anwendung der Wettbewerbsregeln entzogen; der 
Wettbewerb in diesem Sektor kann ja bekanntlich in unterschiedlichen Bereichen 
stattfinden, und zwar als Wettbewerb im Markt und als Wettbewerb um den Markt. 
Wie bereits erwähnt, haben die Mitgliedstaaten weiten Ermessensspielraum bei der 
Definition von DAWI - -auch im Landverkehr; dies bedingt, dass Wettbewerb nicht 
zwingend Wettbewerb im Markt bedeutet, sondern eben auch Wettbewerb um den 
Markt. 
 
b. consistency with objectives of Member State’s public transport policy 
Die EK möchte in den Leitlinien Vorgaben verankern, was in diesen strategischen 
Papieren der Mitgliedstaaten enthalten sein muss (z.B. die Entwicklung von 
nachhaltigem Verkehr – insbesondere wird hier auch eine quantitative Bewertung 
der angebotenen Services pro Linie verlangt). Weiters sollen die Mitgliedstaaten 
bestimmte Stakeholder bei der Erstellung dieser Strategien einbeziehen. Durch die 
Einbeziehung sämtlicher Stakeholder bereits in einer frühen Phase derartiger 
Projekte, könnte das jeweilige Projekt schon im Anfangsstadium kritischen 
Einschätzungen ausgesetzt werden, die es womöglich gefährden könnten. 
Selbstverständlich sind derartige Voruntersuchungen – wie sie auch derzeit 
durchgeführt werden - erforderlich, um die Nachfrage nach öffentlicher 
Personenbeförderung festzustellen und auch zu bestätigen, weshalb die aktuell 
bestehende Vorgangsweise beibehalen werden sollte.   
 
Gemäß Artikel 2a Abs 1 letzter Satz der PSO-VO werden Inhalt und Format der 
Strategiepapiere für den öffentlichen Verkehr und die Verfahren für die 
Konsultation der einschlägigen Interessengruppen nach Maßgabe der nationalen 
Rechtsvorschriften festgelegt. Das von der EK insb. gewünschte/geforderte 
“quantitative assessment of the services to be provided per route” geht somit weit 
über den VO-Text hinaus. 
 

 Da diese erwähnten Vorgaben dem Text der PSO-VO widersprechen, ist dies 
keine zulässige Auslegung mehr und muss in dieser detaillierten Form wieder 
gestrichen werden. Unter dem Gesichtspunkt der Subsidiarität sind die 
Mitgliedstaaten berechtigt selbst zu entscheiden, wie und mit welchem 
Inhalt diese Strategien erstellt werden. 

 
c. Nachweis eines tatsächlichen Bedarfs einer gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtung 



Die EK schlägt im Entwurf der Leitlinien ein komplett neues Verfahren für diesen 
Nachweis vor. Da die Leitlinien jedoch keinen rechtsverbindlichen Charakter 
haben, sondern lediglich zur Interpretation der Verordnung dienen, kann dieses 
Verfahren keine Rechtsverbindlichkeit haben und müssen Alternativen zulässig sein. 
Dieses neue Verfahren führt zu erheblicher Rechtsunsicherheit für den gesamten 
Sektor und sollte jedenfalls abgeschwächt bzw. wieder gestrichen werden. 
 

 Existence of a real need for public service obligations 
Als erstes soll die zuständige Behörde laut EK bewerten, ob es eine Nachfrage der 
Kunden gibt, die nicht teilweise oder gänzlich von einem am Markt tätigen 
Betreiber ohne gemeinwirtschaftliche Verpflichtung erfüllt werden kann. Ein 
solcher Bedarf würde laut EK nur dann bestehen, wenn die Nachfrage nicht allein 
durch die Kräfte des Marktes abgedeckt werden kann.  
Diese sehr strikten Vorgaben verstoßen, wie bereits zuvor erwähnt, gerade beim ÖV 
gegen den Grundsatz der Subsidiarität. Zuständige örtliche Behörden können am 
besten abschätzen, welche Maßnahmen für eine solche Bewertung ergriffen werden 
müssen. In diesem Fall ist eine EU-weit einheitliche Regelung nicht zielführend. Es 
darf nicht außer Acht gelassen werden, dass es sich bei ÖV-Dienstleistungen um 
Daseinsvorsorgeleistungen handelt, die jedermann zu den gleichen Bedingungen zur 
Verfügung stehen müssen. Dabei ist es oft schwierig bis unmöglich diese 
eigenwirtschaftlich zu erbringen.  
 
Äußerst problematisch ist die Aussage, dass eine teilweise Erfüllung durch 
kommerzielle Betreiber schon ausreichen würde. Dabei ist unklar, welche Folgen 
das hätte. Würde das zu einer Splittung des Angebotes führen? Das hätte ein 
Cherry Picking durch Private zur Folge, die dann nur die lukrativen Strecken 
betreiben würden. Öffentliche Betreiber könnten dann nur mehr die nicht 
wirtschaftlichen Linien betreiben, was zu einer Diskriminierung führen würde.  
 
Der Verweis auf die Entscheidung des EuGH im Fall SNCM ist hier nicht passend, da 
öffentlicher Personenverkehr, vor allem auch in Städten, nicht mit Schiffsverkehr 
zu vergleichen ist. In vielen anderen Bereichen des EU-Rechts wie z.B. bei den 
Fahrgastrechten wird auch klar zwischen den verschiedenen Verkehrsmodi 
unterschieden. Beim ÖV ist im Gegensatz zum Schiffsverkehr ein zwischen den 
verschiedenen Verkehrsträgern koordiniertes Angebot (aufeinander abgestimmte 
Fahrplantakte zur Gewährleistung guter Umsteigeknoten) essenziell, um die 
Kundenbedürfnisse für die gesamte Strecke effektiv berücksichtigen zu können. Mit 
mehreren Betreibern (vor allem auch gemeinwirtschaftlich und eigenwirtschaftlich) 
für verschiedene Linien wäre dies nicht möglich.  
Auch ging es bei der von der EK ins Treffen geführten Randnummer des SNCM 
Urteils um die Zulässigkeit eines alternativen Tests für das erste Altmark Trans 
Kriteriums: „Erstens muss das begünstigte Unternehmen tatsächlich mit der 
Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen betraut sein und diese 
Verpflichtungen müssen klar definiert sein“. Die PSO-VO ist allerdings ausdrücklich 
auch als „Antwort“ des Unionsgesetzgebers auf das Altmark Trans Urteil zu 
verstehen (Vgl Erwägungsgründe 33-37 der VO 1370/2007), sodass sich ein 
unmittelbarer Rückgriff auf das Altmark Trans Urteil und der dort genannten 



Kriterium (geschweige denn deren Anwendung in anderen Verkehrssektoren) bei 
der Interpretation von Bestimmungen der PSO-VO eben genau nicht anbietet. 
 
Anmerkung zu 
“The Commission considers that it would not be appropriate to attach specific 
public service obligations to an activity, which is already provided or can be 
provided satisfactorily and under conditions, such as price, objective quality 
characteristics, continuity and access to the service, consistent with the public 
interest, as defined by the State, by undertakings operating under normal market 
conditions20.”: 
 
Auch hier führt die EK wiederum für ihre Schlussfolgerungen eine Entscheidung ins 
Treffen, die nicht einschlägig ist, weil sie vor mehr als 20 Jahren zum Seeverkehr 
und daher auf einer anderen AEUV-Rechtsgrundlage sowie einer anderen VO (VO 
3577/92) ergangen ist. 
Zwar mag die PSO-VO für den Seeverkehr eine gewisse Relevanz haben, wenn die 
Mitgliedstaaten sich entscheiden, die PSO-VO auf Seeverkehre „unbeschadet der VO 
3577/92“ anzuwenden (siehe Art 1 Abs 2 PSO-VO und die dazu ergangenen 
Leitlinien COM/2014/0232 final); dies ändert aber nichts daran, dass die VO 
3577/92 für den Land- bzw Eisenbahnverkehr keinerlei Relevanz hat. 
Für die Auslegung der PSO-VO auf den Landverkehr bietet diese Entscheidung keine 
maßgeblichen Erkenntnisse. 
 
Auch eine gesamtwirtschaftliche Betrachtung mehrere Verkehrsmodi muss zulässig 
sein. Ein optimal integriertes Gesamtverkehrsangebot als attraktive Alternative 
zum motorisierten Individualverkehr ist beispielsweise in Wien mit den WL als 
interner Betreiber der Stadt Wien sichergestellt. Neben den Vorteilen aus 
Kundensicht sind in diesem Modell auch die Transaktionskosten (Vergaben, 
Monitoring, Schnittstellen, etc.) deutlich geringer als bei einer Angebotssplittung. 
Das gleiche gilt bei der Vorgabe der EK, dass Betreiber im Wege einer Konsultation 
für jede Route befragt werden sollen, ob sie diese betreiben würden. (siehe 
Unterpunkt „Analysis of the market failure“ S. 9 des Entwurfs der Leitlinien).  
 
Weiters ist unklar, was genau unter den Kräften des Marktes zu verstehen ist. Dabei 
wird erwähnt, dass es nur dann einen Bedarf an gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen gibt, wenn es die Kräfte des Marktes allein nicht schaffen. Dies 
widerspricht aus unserer Sicht der zuvor erwähnten Formulierung, die auf eine 
Splittung des Angebotes hinweisen würde.  
 

 Es ist einerseits für ein auf die Bedürfnisse der Kunden abgestimmtes 
Angebot andrerseits aus wirtschaftlicher Sicht wichtig, dass das gesamte ÖV 
Angebot und nicht nur einzelne Linien bei der Bewertung durch die Behörde 
berücksichtigt werden. Daher sollte die Formulierung „even partly“ 
jedenfalls gestrichen werden. Außerdem sollte das Zusammenwirken des ÖV 
mit neuen Mobilitätsservices berücksichtigt werden. Diese stehen nicht in 
Konkurrenz zueinander, sondern ergänzen einander. Dies ist auch eine klare 



Aussage der EK in dem von ihr erst kürzlich veröffentlichten Urban Mobility 
Framework. 

 
 Ex ante assessment of the demand for public transport services 

Weitere Kriterien, die die EK bei der ex ante Bewertung dieses Bedarfs aufstellt, 
sind z.B. mehr, sicherere, qualitativ hochwertige und umweltfreundlichere 
Services. Dazu sollen die Kunden befragt werden. Es handelt sich hier aber um 
planerische Aspekte und auch eine Gesamtschau der Dienstleistung. Es ist 
abzuraten, hier nur die Kunden darüber entscheiden zu lassen, da dies oft sehr 
subjektive Sichtweisen sind und hier sehr viele stadt- und verkehrsplanerische 
Aspekte mit zu berücksichtigen sind. Verkehrsunternehmen machen laufend 
Kundenumfragen, um kontinuierlich ihr Dienstleistungen zu verbessern. Das ist ein 
wichtiges und hilfreiches Mittel sollte aber nicht alleine dazu dienen, zu 
entscheiden, ob man den Bedarf mit einer gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung 
erfüllt oder nicht. 
 
Eine umfangreiche Evaluierung und Verifizierung inkl umfangreicher Konsultation 
der Strategiepapiere für den öffentlichen Verkehr findet sich (nur) im 
Kommissionsvorschlag von 2013 wieder, der allerdings im Rahmen des 
Gesetzwerdungsprozesses massiv abgeändert und stark vereinfacht wurde: 
Vgl Erwägungsgrund 10 der VO 2016/2338 „(10) Bei der Ausarbeitung von 
Strategiepapieren zur Politik für den öffentlichen Verkehr sollten die einschlägigen 
Interessengruppen entsprechend den nationalen Rechtsvorschriften konsultiert 
werden. Diese Interessengruppen könnten Verkehrsunternehmen, 
Infrastrukturbetreiber, Arbeitnehmerorganisationen und Vertreter der Nutzer von 
öffentlichen Verkehrsdiensten umfassen.“ 
 
Maßgeblich ist aber insbesondere Art 2a Abs 1 UAbs 4: 
„Inhalt und Format der Strategiepapiere für den öffentlichen Verkehr und die 
Verfahren für die Konsultation der einschlägigen Interessengruppen werden nach 
Maßgabe der nationalen Rechtsvorschriften festgelegt.“ 
 
Die Hinweise zur Ex Ante-Evaluierung der Nachfrage nach öffentlichen 
Personenverkehrsleistungen basieren auf nicht einschlägiger Rechtsprechung zum 
Seeverkehr und einer dort nach Art. 106 Abs. 2 AEUV gewährten Ausgleichsleistung; 
die PSO-Verordnung und diesbezüglichen Ausgleichsleistungen basieren allerdings 
nicht auf Art. 106 AEUV, sondern auf Art. 91/93 AEUV. 
 
Die EK liegt auch falsch, wenn sie meint, Mitgliedstaaten müssten das Bestehen 
einer „echten“ Nachfrage nach öffentlichen Verkehrsleistungen nachweisen – 
gerade das steht in einem unauflöslichen Spannungsverhältnis mit dem weiten 
Ermessen, welches Mitgliedstaaten haben bei der Definition von DAWI. 
 
Die EK scheint auch zu fordern, dass die Strategiepapiere für den öffentlichen 
Verkehr jedenfalls auch den Zeitraum der beabsichtigten Auftragsvergabe 
vollständig abdecken müssten; auch dafür bietet Art 2a der PSO-VO keinerlei 
rechtliche Grundlage, denn Inhalt und Format der Strategiepapiere für den 



öffentlichen Verkehr und die Verfahren für die Konsultation der einschlägigen 
Interessengruppen werden nach Maßgabe der nationalen Rechtsvorschriften 
festgelegt => für die Frage der abzudeckenden Zeiträume und Intervalle zur 
bedarfsgerechten Evaluierung/Aktualisierung der Strategiepapiere für den 
öffentlichen Verkehr wird nichts anderes gelten: Auch dies richtet sich nach 
Maßgabe der nationalen Rechtsvorschriften. 
 

 Analysis of the market failure 
Beim von der EK in Fußnote 23 ins Treffen geführten SNCM-Urteil ging es lediglich 
darum, einen alternativen Test für das erste Altmark Trans Kriterium (klare 
Definition von und Betrauung mit gemeinwirtschaftlicher Verpflichtung) zu finden 
=> Art 2a dient allerdings bereits der klaren Definition/Spezifikation von 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen mit entsprechender Konsultation. 
 
Weder ein „quantitatives Ex-Ante Assessment noch ein separater Markt(-
versagens)test wird in Artikel 2a vorgeschrieben; mit diesen Ausführungen geht die 
Kommission daher weit über den Wortlaut von Artikel 2a hinaus. 
 
Der Ansatz der EK verwirrt hier auch mehr als dass er Klarheit stiftet; offenbar 
vertritt die EK die Auffassung, dass nach der Konsultation zu den Strategiepapieren 
für den öffentlichen Verkehr auch noch weitere Markt-Konsultationen vor 
(i) Festlegung der Spezifikation der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen gemäß 
Art 2a und nochmals vor  
(ii) Vergabe eines gemeinwirtschaftlichen Auftrags zu erfolgen hätten. Dabei 
verkennt sie allerdings, dass die PSO-VO den zuständigen Behörden in diesen 
nachgelagerten Phasen keine weitere Konsultationen aufträgt. 
 
Wenn die EK bestimmte Aspekte des 26. Zusatzprotokolls betreffend DAWI 
hervorhebt, so ist zugleich zu betonen, dass die gemeinsamen Werte der EU in 
diesem Zusammenhang auch Folgendes umfassen: 
„ein hohes Niveau in Bezug auf Qualität, Sicherheit und Bezahlbarkeit, 
Gleichbehandlung und Förderung des universellen Zugangs und der Nutzerrechte.“ 
„a high level of quality, safety and affordability, equal treatment and the 
promotion of universal access and of user rights.“ 
 
Die Pandemie hat gezeigt, dass rein kommerziell betriebene 
Schienenpersonenverkehre innerhalb kürzester Zeit erheblich reduziert oder 
gänzlich eingestellt werden können. Die Gewährleistung der Versorgungssicherheit 
mit leistbarer öffentlicher Mobilität ist demgegenüber eine Kernaufgabe eines 
jeden Mitgliedstaats gegenüber seiner Bevölkerung und darin liegt auch das weite 
Ermessen bei der Definition von DAWI begründet, welches die Mitgliedstaaten nach 
wie vor genießen. Dieses Ermessen wird durch die PSO-VO nicht eingeschränkt und 
auch die EK kann dieses durch die gegenständlichen, unverbindlichen Leitlinien 
nicht einschränken. 
 
Wegen des Subsidiaritätsprinzips müssen Mitgliedstaaten nicht nur entscheiden 
können, welchen Inhalt die Umfragen haben, sondern auch wie sie nachweisen, 



dass die Auferlegung einer gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung notwendig ist. Die 
Vorgabe, Umfragen mit bestimmten Betreibern durchzuführen, ist hier jedenfalls 
zu weitgehend. 
 
Laut EK sollen für die Analyse des Marktversagens auch vergleichbare 
Verkehrsdienstleistungen, die durch andere Verkehrsmodi erbracht werden, 
berücksichtigt werden. Es ist unklar, welche Modi damit gemeint sind. Der 
öffentliche Personenverkehr auf Schiene und Straße ist nachweislich die 
umweltfreundlichste Form der Mobilität. Außerdem gibt es neben diesen 
Umweltaspekten noch viele weitere Vorteile des öffentlichen Verkehrs (z.B. die 
sozialen Aspekte, Arbeitsplätze, Barrierefreiheit etc.) Insofern ist hier ein Vergleich 
nicht zielführend. 
 

 Selection of the least harmful approach to functioning of the internal 
market 
Die EK verkennt hier die maßgeblichen unionsrechtlichen Grundlagen: Gemäß Art 
91 AEUV ist die Ausgestaltung der gemeinsamen Verkehrspolitik (darunter insb auch 
der Dienstleistungsfreiheit) dem Sekundärrecht vorbehalten ist. Eine darüber 
hinausgehende Berücksichtigung der Grundfreiheiten ist daher verfehlt. 
 
Abgesehen davon ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit in der PSO-VO an 
gegebener Stelle ohnehin verankert, siehe Art 2a Abs 1 UAbs 2 PSO-VO. 
 
Die von der EK propagierte Rangordnung zwischen PSO-Vertrag und Allgemeiner 
Vorschrift kennt die PSO-VO (mit gutem Grund) hingegen nicht.  
Hier wird eine Allgemeine Vorschrift als weniger marktbeeinflussend qualifiziert als 
eine gemeinwirtschaftliche Verpflichtung im Rahmen eines Vertrages. Diese lässt 
aber der Behörde weniger Flexibilität auf geänderte Bedingungen einzugehen als in 
einem bilateralen Vertrag. Außerdem sind diese Allgemeinen Vorschriften oft sehr 
vage gestaltet. Auch im Text der Verordnung findet sich keine derartige Reihung. 
Die Ausführungen der EK sind verfehlt und abzulehnen. 
 

 Allgemeine Vorschriften und bilaterale Verträge müssen als gleichwertig 
angesehen werden, da dies andernfalls ebenfalls einen Verstoß gegen den 
Text der VO darstellen würde. 

 
d. Possibility to group cost-covering services and non-cost covering services in 
the public service contract 
Auch ging es bereits bei der ursprünglichen Erlassung der PSO (neben einer 
Modernisierung der Vorgänger-VO 1161/69) insbesondere darum, das „Altmark 
Trans“ Urteil des EuGH für den Landverkehr in praktikabler Weise umzusetzen und 
dabei die Verpflichtungen der zuständigen Behörde nicht zu überspannen.  
 
Der Verordnungstext ist hier eindeutig: Inhalte und Formate der Strategiepapiere 
für den öffentlichen Verkehr und die Verfahren für die Konsultation der 
einschlägigen Interessengruppen werden nach Maßgabe der nationalen 
Rechtsvorschriften festgelegt. Wie oft und in welchen Zeitabständen diese 



Konsultation zu erfolgen hat, regelt die PSO-VO nicht. Es ist insb nach der VO nicht 
erforderlich, dass sämtliche Daten/Erhebungen den gesamten mehrjährigen 
Zeitraum eines zu vergebenden Vertrages umfassen müsste. 
 
Auch eine nochmalige Analyse des Marktversagens inklusive nochmaliger 
Konsultation der Betreiber allfälliger Verkehrsleistungen ist nicht Gegenstand des 
Verordnungstexts und kann daher auch nicht nachträglich hineininterpretiert 
werden. 
 
Die EK setzt hier sehr strenge Kriterien an, die über den Text der VO hinausgehen. 
Die zuständigen Behörden müssen sehr genau bei der Definition sein. Sollte der 
Behörde dabei ein Fehler unterlaufen, sollte das dazu führen, dass die gesamte 
Ausgleichszahlung als beihilfenrechtswidrig qualifiziert wird und zurückzuzahlen 
wäre.  
Im Hinblick auf die Netzeffekte ist es für eine Reduktion der Gesamtkosten der ÖV-
Dienstleistungen und die Kontinuität der Dienstleistung essenziell, dass die 
Möglichkeit einen öffentlichen Dienstleistungsauftrag zu vergeben nicht nur auf 
nicht profitable ÖV-Leistungen beschränkt wird.  
 

 Die zuständigen Behörden müssen hier einen gewissen Ermessensspielraum 
haben, um zu entscheiden, welche Dienstleistungen unter eine PSO fallen 
und welche nicht, da sie das auch am besten beurteilen können. 

 
Zu Punkt 2.2.5. Article 4 and Article 8. Duration of public service contracts and 
conditions under which a 50% extension up to 50% of the duration of the public 
service contract can be granted 
Die PSO-VO kennt mit gutem Grund keine (Maximal)fristen, die zwischen 
Auftragsvergabe und Betriebsaufnahme nicht überschritten werden dürfen. Die 
Ausführungen der EK sind daher vom Verordnungstext nicht gedeckt. 
 
Abs 3 sieht eine mobilisation phase von 3 bis 4 Jahren im Falle von großen 
Investitionen vor. Hierbei ist anzumerken, dass es bei Fahrzeugbeschaffungen 
momentan durchaus länger als 3 bis 4 Jahre dauern kann, bis Fahrzeuge in 
ausreichender Anzahl für einen Betrieb betriebsbereit sind.  
 
Bezogen auf die Absätze 7 und 8 entfernt sich die EK auch hier vom 
Verordnungstext. Nach dem Wortlaut von Art 4 (4) kann die Verlängerung der 
Laufzeit auch während des aufrechten Vertrags beschlossen werden; die 
inhaltlichen Voraussetzungen sind dieselben und nicht strenger als jene, in denen 
von Anfang an eine Laufzeitverlängerung des Vertrages beabsichtigt werden. 
 
Zu Punkt 2.3.1. Article 5a. Access to rail rolling stock 
Art 5a gibt keine Frist zwischen Veröffentlichung des Reports und der Einleitung 
eines Vergabeverfahrens vor. Auch ist unklar, was die EK mit „effective review“ 
konkret meint, denn der Prüfungsbericht als solcher unterliegt nicht dem von Art 5 
Abs 7 vorgesehenen Nachprüfungsmechanismus. 
 



Zu: “When the assessment report concludes that measures are necessary to ensure 
effective and non-discriminatory access to suitable rolling stock, competent 
authorities are not legally required under Article 5a(2) to take such measures. 
However, the Commission underlines that by not adopting appropriate measures, a 
competent authority runs the risk of having the award of the public service 
contract reviewed under Article 5(7), on the grounds that the award procedure 
was not fair and did not observe the principles of transparency and non- 
discrimination, in line with Article 5(3).” 
 
Wir halten diese „Warnung“ der EK an zuständige Behörden für deplatziert und 
zwar aus folgenden Gründen: Die Behörden haben die relevanten Bestimmungen 
gewissenhaft amtswegig anzuwenden. 
 
Zudem ist die Interpretation der EK keineswegs die einzig mögliche, zumal der 
ursprüngliche Vorschlag der EK eines von den Mitgliedstaaten zu garantierenden 
Zugangs zu Rollmaterial vom Rat mit dem Hinweis auf negative Effekte auf den 
öffentlichen Haushalt der Mitgliedstaaten abgelehnt wurde, vgl COM (2016) 689 
final. Vor diesem Hintergrund ist auch Article 5a Abs 2 zu lesen, wonach die 
Mitgliedstaaten entsprechende Maßnahmen setzen „können“, aber eben nicht 
müssen (vgl auch Standpunkt des Rates vom 17.10.2016. 
 
In jedem Fall dürfen die Prüfpflichten der zuständigen Behörde gemäß Art 5a Abs 1 
nicht überspannt werden. 
 
Zu Punkt 2.3.3. Article 4(8). Access to information essential for the award of 
public service contract 
Der Entwurf bietet aktuell keinerlei konkrete Unterstützung der zuständigen 
Behörden, wie mit dem Schutz von Geschäftsgeheimnissen des aktuellen Betreibers 
in einer Ausschreibungssituation konkret umzugehen ist. Klar ist, dass die Kenntnis 
des aktuellen Kosten- und Erlösbilds des vom aktuellen Betreiber gehaltenen 
Auftrags einen Wettbewerbsvorteil potentieller Bieter darstellt, denn diese können 
auf dieser Basis gut abschätzen, wie das Angebot dieses Betreibers für den 
Neuvertrag ausfallen wird, um sich preislich lediglich geringfügig darunter zu 
positionieren. Bisherige Betreiber haben in derartigen Konstellationen einen klaren 
Startnachteil bei Ausschreibungen für den Folgevertrag. 
 
Die EK muss hier den zuständigen Behörden ein klares Instrumentarium in die Hand 
geben, wie Geschäftsgeheimnisse angemessen zu schützen sind, also etwa durch 
die Verpflichtung, dem bzw den Interessenten nur historische, aggregierte und 
lediglich näherungsweise angegebene Daten bereitzustellen. 
 
Zu Punkt 2.4.1 Voraussetzungen für die Direktvergabe an einen internen 
Betreiber 
Im Unterpunkt (iv) wird erwähnt, dass Artikel 5 Abs 2 der PSO VO nicht für 
öffentliche Dienstleistungsaufträge mit Bussen anwendbar ist. Er findet nur 
Anwendung, wenn Busdienstleistungen in Form von Dienstleistungskonzessionen 



erbracht werden. Hier wurde wohl auf Grund eines redaktionellen Versehens der 
Verweis auf die Straßenbahnen vergessen. 
 
Zu Punkt 2.4.2. Article 5(3). Procedural requirements for the competitive 
tendering of public service contracts  
In diesem Zusammenhang stellen wir fest, dass der Entwurf der Leitlinien keinerlei 
Ausführungen zur Anwendung von Art 5 Abs 3b und den darin genannten Kriterien 
enthält. Dies ist insofern enttäuschend, als zuständige Behörden zu dieser neuen 
Bestimmung bislang ggf noch keine oder nur geringfügige Erfahrungswerte sammeln 
konnten; eine Auslegungshilfe durch die EK wäre daher sinnvoll.  
 
Zu Punkt 2.4.6. Article 5(4a). Conditions under which competent authorities 
may directly award a public service contract for rail in case of certain structural 
and geographic characteristics of the market and network and of performance 
improvements 
Der Hinweis der EK, dass diese Bestimmung einschränkend zu interpretieren sei, 
kann nicht gefolgt werden: Dem Unionsgesetzgeber darf unterstellt werden, dass 
diese Bestimmung –  bei Erfüllen der entsprechenden Voraussetzungen – auch ein 
entsprechender Anwendungsbereich zugedacht war, der daher auch nicht 
nachträglich durch eine einschränkende Interpretation zu Nichte gemacht werden 
sollte. 
 
Bei der Wiedergabe der einzelnen Voraussetzungen übersieht die EK den genauen 
Wortlaut der Bestimmung: Die Bestimmung setzt lediglich voraus, dass die 
Direktvergabe nach Erachten der zuständigen Behörde („ihres Erachtens“ bzw 
„where it considers“) gerechtfertigt ist.  
Dies spricht daher klar dafür, (i) die Prüfpflichten der zuständigen Behörde in 
diesem Bereich nicht zu überspannen und (ii) auf die subjektive Sichtweise/das 
weite Ermessen der Behörde abzustellen bzw. dieses anzuerkennen => dies sollte 
entsprechend klargestellt werden. 
 
Ein hypothetischer Vergleich zwischen den Ergebnissen einer hypothetischen 
Ausschreibung und der von der zuständigen Behörde in Erwägung gezogenen 
Direktvergabe ist von Art 5 Abs 4a nicht gefordert. Diese Sichtweise entfernt sich 
deutlich vom Wortlaut der Bestimmung.  
Gefordert ist im Bereich von Unterabsatz a lediglich, dass die Direktvergabe des 
Auftrags aufgrund der jeweiligen strukturellen und geografischen Merkmale des 
Marktes und des betreffenden Netzes nach Erachten der zuständigen Behörde 
gerechtfertigt ist; betreffend Effizienz- bzw Qualitätserwägungen ist Unterabsatz b 
maßgeblich und hier ist der „Altvertrag“ der maßgebliche Benchmark. 
 
Zu Punkt 2.5. Compensation for public services 
Mit dieser überraschenden Schlussfolgerung entfernt sich die EK von den bisherigen 
PSO-Leitlinien, ihrer eigenen Entscheidungspraxis und der Entscheidungspraxis des 
EuGH. Auch ist vollkommen unklar, welche konkreten Bestimmungen der PSO-VO 
die EK auf Abgeltungen, die bereits den 4 Altmark Trans Kriterien genügen, 
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